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Im Mai 2017 wählt Frankreich einen neuen 
Präsidenten. Ein Jahr davor präsentiert sich 
das Land in einem krisenhaften Zustand, der 
sich in Wirtschaft, Politik und Gesellschaft 
gleichermaßen zeigt.1 Anders als in Deutsch-
land hat die Wirtschaft seit der weltweiten 
Krise 2008/09 nicht mehr in die Spur gefun-
den, ihre Wachstumsdynamik verloren und an 
Wettbewerbsfähigkeit eingebüßt. Auch in der 
Politik verweisen die wachsende Politikver-
drossenheit, die Abkehr der Wähler vom Prä-
sidenten und seiner Partei und der Aufstieg 
des extremen Front national auf tiefer gehende 
Schwächen der etablierten Parteien. Die ge-
sellschaftliche Misere greift weit über soziale 
Krisensymptome wie Massenarbeitslosigkeit, 
Armutsgefährdung und Abstiegsängste hin-
aus. Es handelt sich um eine manifeste Orien-
tierungskrise. Das Wirtschafts- und Sozialmo-
dell, das nach 1945 Frankreichs rasante Mo-
dernisierung und den Weg in die Wohlstands-
gesellschaft bewirkt hat, ist auf vielfältige 
Weise überholt, ja teilweise obsolet geworden 
und muss erneuert werden. Dennoch wird es 
von vielen Gruppen krampfhaft gegen ver-

meintliche äußere (Globalisierung, EU) und 
innere Feinde (Unternehmer, Reformpolitiker) 
verteidigt. In einer „Gesellschaft des Misstrau-
ens“2 –  der Bürger gegenüber Parteien und 
Institutionen, aber auch der Politik gegenüber 
den Unternehmen, Verbänden und der Zivilge-
sellschaft –  und der ideologischen Polarisie-
rung stoßen Ansätze einer kooperativen Re-
formpolitik oder Krisenbewältigung immer 
wieder an enge Grenzen. 

Wir haben es also gleichzeitig mit einer 
Wachstums-, einer Sozial- und einer Vertrau-
enskrise zu tun, aus der es momentan keinen 
überzeugenden und raschen Ausweg zu geben 
scheint. Entsprechend hoch ist der – ohnehin 
sehr stark ausgeprägte – Pessimismus der 
Franzosen.3 

Der folgende Beitrag will die vielfältigen 
wirtschaftlich-sozialen Probleme beleuchten 
und auf die Antworten von Regierung und Par-
teien eingehen. Dabei ergibt sich ein Bild, in 
dem Krisen und Reformblockaden dominieren, 
das aber auch Reformansätze und die Bereit-
schaft zur Veränderung enthält. 
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Strukturprobleme der Wirtschaft 

Frankreichs Wirtschaft ist die zweitstärkste in 
Europa und verfügt über eine Reihe von Stär-
ken und Potenzialen. Dazu zählen die ausge-
zeichneten öffentlichen Infrastrukturen (Ver-
kehr, Kommunikation, Energie, Datennetze, 
öffentliche Daseinsvorsorge, Forschungsein-
richtungen) ebenso wie starke Wettbewerbspo-
sitionen in zahlreichen Branchen (z.B. Luft- 
und Raumfahrt, Energie, Straßen- und Schie-
nenfahrzeuge, Rüstungs- und Luxusgüter, 
kommunale Dienstleistungen, Hoch- und Tief-
bau) mit entsprechend weltweit erfolgreichen 
Großunternehmen oder die dynamische Bevöl-
kerungsentwicklung.4 Allerdings hat sich die 
wirtschaftliche Dynamik und Leistungsfähig-
keit seit 2000 allmählich, aber stetig ver-
schlechtert. Damit sind die strukturellen Prob-
leme in den Vordergrund gerückt, die im fran-
zösischen Wirtschafts- und Sozialmodell bzw. 
seiner Funktionsweise liegen. Dieses Modell 
bedarf dringend einer Erneuerung, weil we-
sentliche Elemente in einer veränderten Welt 
nicht mehr funktionieren.5 

Ein erster Problemkreis betrifft die Rolle 
des Staates im Wirtschaftsleben. Trotz zahl-
reicher, grundlegender Umbrüche seit den 
1980er Jahren – Liberalisierungen, Privatisie-
rungen, Strukturanpassungen im Zuge der eu-
ropäischen Integration und der Globalisierung 
– bleibt die Wirtschaftsordnung Frankreichs 
weiter von einer umfassenden Präsenz des 
Zentralstaates geprägt.  Dies schlägt sich in 
einem stark ausgebauten öffentlichen Sektor 
und einer Staatsquote nieder, die mit 57% die 
höchste in Europa ist.6 Allerdings hat dies 
auch zu Bürokratisierung und mangelnder Ef-
fizienz der Verwaltungsstrukturen geführt, so 
dass die erbrachten Leistungen bei weitem 
nicht dem hohen Mitteleinsatz entsprechen. 
Dazu kommen wachsende Finanzierungsprob-
leme. 

Das weitgehend keynesianisch geprägte 
Wachstumsmodell stellt ein weiteres Problem 
dar. Die Wirtschaftspolitik hat traditionell und 
insbesondere seit den 1990er Jahren auf die 
Dynamik der Binnennachfrage als hauptsäch-
lichen Wachstumsmotor gesetzt. Diese Politik 
war teuer und hat die Schulden in die Höhe 
getrieben. Vor allem aber hat ihre Wirksam-
keit dramatisch nachgelassen, weil die franzö-
sischen Unternehmen immer weniger in der 

Lage waren, auf Nachfragesteigerungen mit 
einem entsprechenden Angebot zu reagieren. 
Heute hat Frankreich in erster Linie kein 
Nachfrage-, sondern ein Angebotsproblem. Die 
französischen Unternehmen leiden unter dem 
Preiskampf im weltweiten Wettbewerb, auch 
weil ihre Lohnkosten höher sind als die der 
wichtigen Konkurrenten. Die Steuer- und Ab-
gabenbelastung der französischen Unterneh-
men ist doppelt so hoch und ihr Gewinn nur 
halb so hoch wie bei deutschen Firmen. Das 
bremst notwendige Investitionen, vor allem in 
Forschung und Entwicklung, um sich stärker 
auf hochwertige Produkte auszurichten und 
damit die qualitative Wettbewerbsfähigkeit zu 
verbessern. 

Auch die starre Arbeitsmarktregulierung 
ist ein Schwachpunkt. Sie führt dazu, dass 
mehr als 80% der Neueinstellungen über pre-
käre Arbeitsverträge erfolgen, deren Dauer 
meist nur auf wenige Monate befristet ist. Da-
zu kommen ungünstige regulatorische Rah-
menbedingungen, die gerade mittelständische 
Unternehmen beeinträchtigen, z.B. indem sich 
ihre Belastungen bei Erreichen bestimmter 
Schwellenwerte (etwa einer Beschäftigtenzahl 
ab 50) schlagartig erhöhen. Die Mängel des 
Ausbildungssystems, wie die nur schwach 
entwickelte duale Lehrlingsausbildung, sind 
weitgehend verantwortlich für die seit Jahr-
zehnten hohe Jugendarbeitslosigkeit, weil sie 
den jungen Menschen den Übergang zwischen 
Schule und Berufsleben stark erschweren.7 

Ein schwieriger Reformkurs 

Der Reformbedarf, der sich aus diesen Befun-
den ergibt, liegt auf der Hand und ist in den 
vergangenen Jahren vielfach durch Sachver-
ständigenberichte untermauert worden.8 Da-
gegen formierten sich allerdings immer wieder 
politische wie soziale Widerstände, die auch 
ideologisch aufgeladen waren und Verände-
rungen im Namen der „Verteidigung des fran-
zösischen Sozialmodells“ strikt ablehnten. 
Symptomatisch für diese aufgeladene Stim-
mung ist die Kontroverse um die Reformpolitik 
Gerhard Schröders in Deutschland. 

Denn die Lage Frankreichs ist durchaus 
mit derjenigen in Deutschland vor den 
Schröder-Reformen der „Agenda 2010“ ver-
gleichbar, als die Wirtschaft stagnierte und die 
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Arbeitslosigkeit über 10% betrug. Vor dem 
Hintergrund der ab 2005 wiedergewonnenen 
Dynamik der deutschen Wirtschaft lag deshalb 
die Frage nahe, ob sich Frankreich an der 
deutschen Reformpolitik orientieren solle. 
Darüber entspann sich eine erbitterte, oft po-
lemische Debatte über den Charakter der Re-
formen Schröders: Waren sie für den Wieder-
aufschwung der deutschen Wirtschaft verant-
wortlich, und sind sie insofern ein Vorbild für 
die französische Politik? Manche Experten, vor 
allem liberaler bzw. sozialliberaler Tendenz, 
sehen das so. Für sie muss Frankreich endlich 
eine Reihe von notwendigen, aber unbequemen 
und deshalb jahrelang blockierten Strukturre-
formen in Angriff nehmen.9 Die Lufthoheit in 
der öffentlichen Debatte, insbesondere im lin-
ken politischen Spektrum, hat aber die Gegen-
position, die an den Schröder-Reformen kein 
gutes Haar lässt, weil sie Ausdruck einer neo-
liberalen, antisozialen Politik sei, die Frank-
reich um jeden Preis vermeiden müsse. Symp-
tomatisch für diesen Standpunkt ist das 2013 
erschienene Buch des Chefredakteurs des lin-
ken Wirtschaftsmagazins Alternatives écono-
miques, Guillaume Duval, mit dem Titel „Ma-
de in Germany. Das deutsche Modell jenseits 
der Mythen“, das einen großen öffentlichen 
Widerhall fand.10 Generell ist in der politi-
schen Debatte ein – oft aggressiver – ökonomi-
scher Antiliberalismus populär; er kann an das 
republikanische Leitbild Frankreichs anknüp-
fen, der den – demokratisch legitimierten und 
das Gemeinwohl verkörpernden – Staat ein-
deutig über der Wirtschaft und der Gesell-
schaft ansiedelt, die nur Partikularinteressen 
darstellen.11 

Angesichts dieser Stimmungslage mangel-
te es den Regierenden oft am politischen Wil-
len und am Mut, die notwendigen Reformen 
anzugehen. Nachdem der konservative, selbst-
ernannte Radikalreformer Nicolas Sarkozy 
(Präsident von 2007-2012) trotz einiger Refor-
mansätze Schiffbruch erlitten hatte, ging es 
seinem sozialistischen Nachfolger François 
Hollande nicht besser. Bei seinem Amtsantritt 
im Mai 2012 war Hollande, der sich im Wahl-
kampf als „Feind der Finanzwelt“ und Prota-
gonist einer linken Verteilungs- und Beschäf-
tigungspolitik stilisiert hatte, schlecht vorbe-
reitet auf das ganze Ausmaß der Krise und des 
dringenden Handlungsbedarfs. Schon bald sah 
er sich zu einem Kurswechsel genötigt, der auf 

das Gegenteil dessen hinauslief, was die linke 
Wählerschaft von ihrem Präsidenten erwartet 
hatte. So entstand eine angebotspolitische Re-
formagenda, die vor allem die Rahmenbedin-
gungen für die Unternehmen verbessern sollte. 
Die seit 2013 eingeleiteten Maßnahmen sind 
trotz mancher Halbherzigkeiten beachtlich: 
Entlastungen der Unternehmen von Steuern 
und Abgaben in Höhe von 40 Mrd. Euro, Lo-
ckerungen des Kündigungsschutzes, Flexibili-
sierung des Arbeitsmarktes, Abbau bürokrati-
scher Hürden vor allem für mittelständische 
Unternehmen, Forschungs- und Innovations-
förderung, Liberalisierung einiger Wirtschafts-
bereiche (z.B. Bus-Fernverkehr), Sparmaß-
nahmen im Sozialstaat, Abbau der öffentlichen 
Defizite durch Ausgabenreduzierung, Stär-
kung der Sozialpartner und ihrer Fähigkeit zu 
konstruktiven Verhandlungen.12 

Ist eine solche Politik der graduellen Re-
formen geeignet, die französische Wirtschaft 
wieder in die Spur zu bringen? Wie immer 
streiten sich Experten darum, ob das Glas halb 
voll oder halb leer ist. Aber der eingeschlagene 
Kurs geht in die richtige Richtung; der Ver-
zicht auf radikale Maßnahmen zugunsten 
schrittweiser Veränderungen ist angesichts 
vieler Widerstände nachvollziehbar. Wichtiger 
ist, dass der Kurs klar kommuniziert und auch 
beständig durchgehalten wird, um neues Ver-
trauen zu schaffen und die Unternehmen zu 
neuen Investitionen zu veranlassen.13 

Genau daran bestehen allerdings erhebli-
che Zweifel. Die Reformimpulse, vom zaudern-
den Präsidenten nur wenig kraftvoll begründet, 
trafen auf heftigen Widerstand der Gewerk-
schaften, linker Konkurrenzparteien, aber auch 
innerhalb der Sozialistischen Partei. Von An-
fang an bekämpften führende sozialistische 
Regierungspolitiker wie Wirtschaftsminister 
Arnaud Montebourg den Kurs offen als Irrtum 
oder, schlimmer, als Verrat an linken Grund-
werten. Von der konservativen, im Freund-
Feind-Denken verharrenden Opposition konnte 
Hollande ohnehin keinerlei Unterstützung er-
warten, auch wenn seine Reformen deren For-
derungen entgegenkamen. Der Präsident hat 
im März 2014 durch eine Umbildung der Re-
gierung und die Ernennung des entschiedenen 
Reformpolitikers Manuel Valls zum Premier-
minister (Wirtschaftsminister wurde der um-
triebige, vor Tabubrüchen der Linken nicht zu-
rückschreckende Reformer Emmanuel Macron) 
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seinen Kurs der Erneuerung unterstrichen. 
Aber er stößt dabei bei führenden Sozialisten 
auf eine immer unverhohlenere Ablehnung, 
was immer wieder Zweifel an der Nachhaltig-
keit der Reformpolitik genährt hat. Hollandes 
Problem ist zudem, dass die strukturellen Re-
formen Zeit brauchen, um ihre Wirkungen zu 
entfalten. 

Eine abgehobene politische Klasse 

So hat sich in der Öffentlichkeit das Bild einer 
mut- und hilflosen, an den Problemen schei-
ternden Politik verfestigt, die die tatsächlichen 
Reformimpulse weitgehend ausblendet. Die 
Umfragewerte des Präsidenten sind in den Kel-
ler gesunken; noch nie war ein Präsident der-
art unpopulär. Die Sozialisten mussten bei den 
Kommunal- und Regionalwahlen herbe Ver-
luste einstecken. Die schrecklichen Anschläge 
auf die Satirezeitschrift Charlie Hebdo im Ja-
nuar 2015 und auf offener Straße im Novem-
ber 2015 haben nur kurzzeitig für einen natio-
nalen Schulterschluss gegen den Terrorismus 
geführt, bevor das Land wieder in seine tief-
greifenden Spaltungen zurückfiel. 

Die Linke zerlegt sich zur Zeit in ihre viel-
fältigen Einzelteile. Die immer stärker ge-
schwächte Sozialistische Partei des Präsiden-
ten sieht sich einem teils hasserfüllten Bru-
derkrieg seitens der Linkssozialisten um Jean-
Luc Mélenchon, aber auch der sehr links auf-
gestellten grünen Partei (EELV) und der (al-
lerdings arg geschrumpften) Kommunisten 
ausgesetzt. Dazu kommt eine tiefe Kluft in-
nerhalb der Sozialistischen Partei, deren lin-
ker Flügel die Politik der Regierung fast eben-
so erbittert bekämpft. Ob die Sozialisten, ge-
schweige denn die gesamte Linke, sich im 
kommenden Jahr auf einen auch nur annä-
hernd aussichtsreichen gemeinsamen Kandi-
daten für die Präsidentschaftswahl einigen 
können, steht derzeit in den Sternen. 

Hier rächt sich, dass die Partei ihre Pro-
grammatik seit den 1980er Jahren nicht wirk-
lich den veränderten Zeiten angepasst hat und 
damit die Lücke zwischen linker, unterneh-
mens- und kapitalismuskritischer Program-
matik und gemäßigtem Regierungshandeln 
immer weiter auseinandergeklafft ist. Manche 
Beobachter bezweifeln, ob die Partei über-
haupt noch zu einer Erneuerung fähig ist. 14 

Dieses harte, aber zutreffende Urteil gilt 
nicht nur für die Linksparteien. Generell führt 
die politische Klasse in Gestalt der Spitzenpo-
litiker und Parteiapparate längst ein abgeho-
benes Dasein, das sich von den Wählern und 
der Basis weitgehend abgekoppelt hat. Auch 
die demokratische Rechte, allen voran die Par-
tei des früheren Präsidenten Sarkozy, (UMP, 
kürzlich umbenannt in Les Républicains), ist 
in ihren politischen Machtspielen und  -kämp-
fen ihrer führenden Vertreter verfangen und 
kaum noch in der Lage, inhaltliche Impulse zu 
geben. Dazu kommen tiefe Spaltungslinien im 
politischen Stil, aber auch in Kernfragen der 
Wirtschaftspolitik (zwischen liberalen, konser-
vativen und offen dirigistisch-protektionisti-
schen Positionen). Diese haben dazu geführt, 
dass die Konservativen von der Schwäche der 
Linken nicht wirklich profitieren konnten. Ei-
ne Vorwahl unter den konservativen Sympa-
thisanten soll darüber entscheiden, wer bei der 
Präsidentschaftswahl antreten soll. Dabei 
konkurriert der frühere Präsident Sarkozy, der 
auf eine Revanche für seine Niederlage 2012 
brennt, mit anderen Parteifreunden, die wie er 
auf die rechtspopulistische Karte und auf 
scharfe Polarisierung setzen, aber auch mit 
gemäßigten Politikern. Die besten Chancen 
werden derzeit dem früheren Premierminister 
und aktuellen Bürgermeister von Bordeaux, 
Alain Juppé, eingeräumt, der einen Kurs der 
Mitte und eine klare Abgrenzung von der ext-
remen Rechten verfolgt. 

Lachender Dritter bleibt die „Nationale 
Front“ (FN) mit der Vorsitzenden Marine Le 
Pen, die in den Kommunal- und Regionalwah-
len 2014/15 stetig Stimmen hinzugewonnen 
hat. Sie steht landesweit bei 28%, in einigen 
Regionen bis zu 40% und konnte 14 Rathäuser, 
allerdings keine einzige Region erobern. Als 
einzige Partei, die nie in der Regierungsver-
antwortung war, kann sie die manifeste Poli-
tikverdrossenheit der Wähler ungeniert bedie-
nen und treibt die etablierten Parteien mit ih-
ren ebenso simplen wie populären Forderun-
gen vor sich her. Dabei hilft ihr, dass Marine 
Le Pen die Partei professionalisiert und ihren 
Diskurs „modernisiert“ hat.15 

Empörung, Ausgrenzung und Dialogver-
weigerung, das zeigt das französische Beispiel, 
helfen längst nicht mehr weiter. Denn offen-
sichtlich spricht der Front National Wähler-
schichten an, die von den etablierten Parteien 
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links wie rechts längst nicht mehr erreicht 
werden. So gibt es schon zu denken, dass der 
FN die eigentliche Partei der Arbeiter und der 
kleinen Leute geworden ist: Je niedriger Bil-
dungsstand, Einkommen und soziale Stellung, 
desto höher der Anteil des Front bei den Wäh-
lern: 17% bei Führungskräften, aber 35% bei 
Handwerkern, 36% bei einfachen Angestellten 
und 43% bei Arbeitern.16 Der national-protek-
tionistische, antiliberale und antieuropäische 
Kurs des FN ist offenbar für viele Wähler-
schichten attraktiv geworden. 

Die scharfe, oft ideologische Polarisierung 
des politischen Lebens zwischen Links und 
Rechts, die einem wahren Freund-Feind-
Denken folgt, verschärft die Problematik. 
Denn hier werden ständig Gegensätze über-
höht, während doch die Regierungspraxis der 
vergangenen Jahrzehnte zeigt, dass die Reali-
tät differenzierter ist, als es die Schwarz-Weiß-
Gemälde malen. Der durch das Mehrheits-
wahlrecht zusätzlich beförderte Gegensatz 
zwischen Regierung und Opposition (dieser ist 
bereits in der Kommunalpolitik wirksam) ver-
hindert aber die Suche nach Kompromissen, 
geschweige denn parteiübergreifende Reform-
koalitionen. Eine ähnliche Kluft durchzieht die 
Wirtschafts- und Sozialverbände. Sozialpart-
nerschaftliche Verhandlungen und Lösungen 
sind trotz weniger positiver Ansätze bei wei-
tem nicht so präsent wie in Deutschland, weil 
das Gewerkschaftslager schwach und zersplit-
tert ist und Misstrauen zwischen ihnen und 
dem Unternehmerlager vorherrscht. 

Zwischen Beharrung und Wandel 

Trotz allem kann man unter der Oberfläche 
dieses düsteren Bildes Hoffnungszeichen er-
kennen.  Denn die Oberfläche der alten Rituale 
und Beschwörungen, der Tabuthemen und des 
Immobilismus zeigt zunehmend Risse auf, weil 
ihr Widerspruch zur realen Welt immer offen-
kundiger wird. Immer stärker setzt sich die 
Erkenntnis durch, dass ein krampfhaftes 
Festhalten an überholten Strukturen in die 
Sackgasse führt und dass das französische Po-
litik-, Wirtschafts- und Sozialmodell der Er-
neuerung bedarf, um sich auch im 21. Jahr-
hundert behaupten zu können. Hollandes vor-
sichtige Reformen haben den Weg für die Er-
neuerung in Wirtschaft und Gesellschaft geeb-

net. Dies mag zu langsam und zu zaghaft sein, 
wie gerade hierzulande immer wieder moniert 
wird. Aber Veränderungen und Strukturre-
formen können nicht mit der Brechstange er-
zwungen werden, weder in Frankreich noch in 
Deutschland. 

Auf jeden Fall: Frankreich bewegt sich, al-
len lautstarken Protesten und Blockaden zum 
Trotz. Auch auf der Linken und bei den Ge-
werkschaften gibt es zunehmend Stimmen, die 
sich sterilen Alternativen – Erhalt des status 
quo oder neoliberale Radikalreform – verwei-
gern und einen Weg ausgewogener Verände-
rung und Erneuerung befürworten. Politiker 
wie Valls und Macron, die die Tabuzonen der 
Linken durchbrochen haben, mögen in der 
derzeitigen Sozialistischen Partei in der Min-
derheit sein; für die Erneuerung der Linken 
haben sie indessen wichtige Wegmarken ge-
setzt. Eine solche Neuformierung wird spätes-
tens nach der Präsidentschaftswahl unaus-
weichlich sein – nicht nur auf der Linken. 
Auch die stärkste, gemäßigte Gewerkschaft 
CFDT zeigt sich offen für Veränderungen und 
ist bereit, sozialpartnerschaftliche Aushand-
lung von Vereinbarungen mit dem Unterneh-
merlager zu verstärken und auch schwierige 
Reformen wie im Arbeitsrecht kritisch, aber 
konstruktiv zu begleiten. 

Schließlich die Gesellschaft: Neben allen 
Abstiegsängsten und Verkrampfungen findet 
man auch hier, gerade bei jungen Menschen, 
einen unglaublich starken Unternehmungs-
geist und viel Kreativität, was sich in einer 
hohen Zahl von Unternehmungsgründungen 
und start-ups niederschlägt. Ein unglaubliches 
Potenzial, das gegenwärtig durch zahllose bü-
rokratische Überregulierungen in seiner Ent-
wicklung gehemmt wird. Schließlich verfügt 
die französische Gesellschaft mit ihrer hohen 
Geburtenrate über eine Dynamik, die sich für 
die kommenden Jahre als Vorteil auswirken 
kann. 

Kurz: Die Krise, die Frankreichs Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft zur Zeit durch-
läuft und recht schonungslos die brüchig und 
obsolet gewordenen tradierten Strukturen of-
fenlegt, birgt Risiken, aber auch Chancen des 
Neuanfangs. Die kommenden Monate und 
auch die Wahlen 2017 werden zeigen, inwie-
weit die erneuernden Kräfte sich gegen ideolo-
gischen Immobilismus und politische Blocka-
den durchsetzen können. 
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